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(Anschrift, Telefon, E-Mail des Antragstellers)




(Datum)

An 

Gewährung einer Zuwendung

Anlagen:

Ich/Wir beantrage(n) die Gewährung eines Zuschusses/Darlehens 
 in Höhe von






Euro 1

als Projektförderung/institutionelle Förderung 1.

Die Zuwendung soll folgendem Zweck dienen 
 :

Die beantragte Zuwendung soll zur Festbetragsfinanzierung/Anteilfinanzierung/

Fehlbedarfsfinanzierung 1 verwendet werden.

Bei Darlehen:

a) Die Rückzahlung ist wie folgt beabsichtigt:

b) Folgende Sicherheiten werden geboten (z.B. Bürgschaften, Abtretung von 
Forderungen, Grundpfandrechte, Sicherheitsübereignungen):

H i n w e i s :

Bei Zuwendungen für Baumaßnahmen, größere Beschaffungen und größere Entwicklungsvorhaben mit einem jeweiligen Gesamtkostenaufwand von über 250.000,00 € wird auf Art. 24 Abs. 1 und Art. 54 Bayerische Haushaltsordnung (BayHO) und die hierzu ergangenen Verwaltungsvorschriften (VV) verwiesen. In diesen Fällen empfiehlt sich vorherige Fühlungnahme mit dem Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie.

Ergänzende Angaben:

1. Höhe der eigenen Mittel, mit denen der Antragsteller sich an der Durchführung der Arbeiten oder Aufgaben beteiligt, für die die Zuwendung beantragt wird 3.

2. Höhe der Mittel, die der Antragsteller für den gleichen Zweck bei anderen öffentlichen Stellen beantragt hat oder beantragen will, oder die ihm von dritter Seite bereits bewilligt oder in Aussicht gestellt sind 
.

3. Der Einsatz öffentlicher Mittel wird aus folgenden Gründen für erforderlich gehalten:

4. Höhe der Zuwendungen, die dem Antragsteller für den gleichen Zweck früher gewährt worden sind, mit Angabe des Zeitpunktes der Bewilligung und der bewilligenden Stellen. Wenn Anträge abgelehnt wurden, ist die Begründung anzugeben.

5. Bei Projektförderung:
Beginn und Dauer der Arbeiten, die durch die Zuwendung gefördert werden sollen 
:

6. Zeitpunkt, zu dem die beantragten Mittel voraussichtlich benötigt werden.

7. Angaben über die Rechtsform, die Vertretungsbefugnis des Antragstellers.

8. Angaben darüber, in welcher Weise die Mittel beim Antragsteller verwaltet werden, insbesondere wie die Verantwortlichkeiten geregelt sind und ob eine ausreichende Kassen- und Buchführung (welches Buchführungssystem) vorhanden sind.

9. Ist die Berechtigung zum Vorsteuerabzug nach § 15 des Umsatz-
steuergesetzes für dieses Vorhaben oder allgemein gegeben 
?

JA / NEIN

Erklärung zum Vorhabensbeginn bei Projektförderung:

Ich/Wir erkläre(n), mit dem Vorhaben nicht vor Antragstellung (Datum des Antragseingangs) und vor Bekanntgabe des Zuwendungsbescheids bzw. vor Zustimmung zum vorzeitigen Maßnahmebeginn durch die Bewilligungsbehörde begonnen zu haben. Unter Beginn des Vorhabens ist grundsätzlich der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages zu verstehen.
Subventionserklärung:

Der/Die Antragsteller ist/sind unterrichtet, dass die Angaben im Antrag und die Angaben in den dazu eingereichten Unterlagen subventionserheblich im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches i.V.m § 2 des Subventionsgesetzes vom 29.07.1976 (BGBl. S. 2037) und Art. 1 des Bayer. Subventionsgesetzes (BayRS 453-1-W) sind.

Der/Die Antragsteller ist/sind unterrichtet, dass vorsätzlich oder leichtfertig falsche oder unvollständige Angaben sowie das vorsätzliche oder leichtfertige Un​terlassen einer Mitteilung über Änderungen in den Angaben zu diesem Antrag die Strafverfolgung wegen Subventionsbetruges (§ 264 des Strafgesetzbuches) zur Folge haben können.

Der/Die Antragsteller ist/sind unterrichtet, dass vorsätzlich oder fahrlässig falsche Angaben außerdem zur sofortigen Rückforderung des bewilligten Zuschusses führen können.

Der/Die Antragsteller versichert/versichern die Richtigkeit und Vollständigkeit der im Antrag gemachten Angaben.

Der/Die Antragsteller verpflichtet/verpflichten sich, der Bezirksregierung Änderungen bzw. den nachträglichen Wegfall von Voraussetzungen für die Sub​ventionsgewährung anzuzeigen.

...................................................................................

(Rechtsverbindliche Unterschrift des Antragstellers)


(Stand: Jan. 2008)

� Nicht Zutreffendes streichen/löschen!








� Der Zweck muss ausführlich bezeichnet werden. Allgemeine Ausdrücke wie "Forschungszwecke", "Förderung von wissenschaftlichen Arbeiten" usw. genügen nicht. Auch ist anzugeben, ob und weshalb die Durchführung der Aufgaben ohne die Zuwendung nicht möglich oder gefährdet sein würde. Es muss ersichtlich sein, ob mit den beantragten Mitteln Geschäfts- oder Betriebseinrichtungen oder sonstige Vermögenswerte erworben oder hergestellt, oder ob Personal- oder sächliche Verwaltungsausgaben geleistet werden sollen.








�	Dem Antrag sind beizufügen:�Bei Projektforderung�ein Finanzierungsplan (aufgegliederte Berechnung der mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Ausgaben mit einer Übersicht über die beabsichtigte Finanzierung); auf Anforderung der Bewilligungsbehörde sind zusätzliche Übersichten über das Vermögen und die Schulden sowie über die voraussichtlich einzugehenden Verpflichtungen zu Lasten künftiger Jahre beizufügen.�Bei institutioneller Förderung�ein Haushalts- oder Wirtschaftsplan und ggf. eine Überleitungsrechnung (VV Nr. 3.4 zu Art. 23 BayHO), sowie ein Organisations- und Stellenplan.








� vgl. auch unten nach Nr.9 die Erklärung zum Vorhabensbeginn.








� Die Frage ist ggf. vorweg mit dem zuständigen Finanzamt zu klären. Bei Berechtigung zum Vorsteuerabzug sind im Finanzierungsplan oder Haushalts- oder Wirtschaftsplan die sich aus dem Vorsteuerabzug ergebenden Vorteile auszuweisen und von den zuwendungsfähigen Ausgaben abzusetzen.








� Nicht Zutreffendes streichen/löschen. 








